








A. FESTSETZUNGEN



Grenzbebauung ist zulässig. !!

A. FESTSETZUNGEN



Bayernwerk AG

abzusprechen.

Für die Gewerbefläche "Speichersilos" wird die Tiefe

der Abstandsflächen gemäß BayBO Art.6 Abs.(7) Punkt 2 auf 0,2 H, mind. 3 m, festgesetzt.
!!

!!

A. FESTSETZUNGEN



sowie Nebenanlagen (NA) !!

A. FESTSETZUNGEN



Parz. GE 6 (nur für Einsätze der Feuerwehr)

Für die Bebauung der Parz. GE 6 kann dieser Abstand im Rahmen der Einzel-
baugenehmigung bis auf 10,0 m für Gebäude und bis auf 5,0 m für Stellplätze
reduziert werden.

Im Falle von Ausbauabsichten für die Kreisstraße müssen Stellplätze in diesem
Bereich von der Gemeinde zurückgebaut werden.

!!

!!
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mit Festsetzung exakter Lage und Abstand:

Acer pseudoplatanus Bergahorn

Acer platanoides Spitzahorn

SäulenpappelPopulus nigra ´Italica`

für die Parzellen GE 2 und GE 4:
!!
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A. FESTSETZUNGEN



Art der Bebauung

Hochspannungsmast - Radius von 20 m von Bebauung freizuhalten.

(Beachte B. Punkt 10.)

17.3 Staub / Feinstaub: Für die Gewerbefläche "GE 1 - Speichersilos" ist mit dem Bauantrag

ein Gutachten vorzulegen, welches nachweist dass die Grenzwerte

gemäß den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden.

!

!!

! !

!

A. FESTSETZUNGEN / B. HINWEISE

R=20 .00



Bayernwerk AG vorzulegen.

Archäologische Bodenfunde (z.B. Tonscherben, Holzreste, auffällige

Bodenverfärbungen) bzw. Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht

an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege bzw. die untere

Denkmalschutzbehörde gemäß Art 8 Abs. 1-2 DSchG.

Bebauungen innerhalb der Bereiche der Hochspannungsleitungen und -masten sind
nur in Absprache mit der Bayernwerk AG, Luitpoldstr. 51, 96052 Bamberg sowie
unter Beachtung deren Merkblätter und Vorgaben zulässig.

! !

! !
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Zusammenfassende Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 BauGB 
zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 „Gewerbegebiet Isental“ der 
Gemeinde Lengdorf             
 
 
 
Ziel der Bebauungsplanaufstellung 
Durch die Bebauungsplanänderung soll die Errichtung von Speichersilos für Holzpellets er-
möglicht werden. Außerdem soll durch eine Grundstücksteilung die Bebauung auf diesen 
Grundstücken neu geregelt werden. Ferner ist die Erweiterung eines Baufensters um 5 m in 
Richtung Süden in Anlehnung an die ursprüngliche Planfassung angedacht. 
 
 
Verfahrensablauf 
Die Unterrichtung über die voraussichtlichen Auswirkungen des Plans im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) fand durch eine öffentliche Aus-
legung vom 28.08.2014 bis 30.09.2014 im Rathaus statt.  
Es ist ein Bürgereinwand hinsichtlich der befürchteten Staubbelästigung eingegangen. Auf 
Grund dieser Stellungnahme wird im B-Plan ein Passus aufgenommen, dass zum Bauantrag 
ein Gutachten vorzulegen ist das nachweist, dass die Grenzwerte für Staub- und Feinstaub-
immissionen gem. den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden. 
 
Während des Scopings mit den beteiligten Behörden und Umweltverbänden, parallel zu der 
laufenden frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 
28.08.2014 bis 30.09.2014 wurde an Hand des Vorentwurfs des Bebauungsplans der Untersu-
chungsraum und das Untersuchungsverfahren erörtert. 
 
Das Landratsamt Erding – Regionalmanagement/Bauleitplanung geht auf Grund der Höhe der 
Silos von einer beträchtlichen Fernwirkung, sprich beträchtlichen Beeinträchtigung für das 
Landschaftsbild aus und rät an, ein Schnurgerüst aufzustellen um dies zu überprüfen. Ein 
Schnitt durch das Gelände samt Gebäude von der nördlich gelegenen Straße bis zur Grund-
stücksgrenze im Süden wäre für die Beurteilung ebenfalls hilfreich. Außerdem könnte über-
legt werden, ob nicht mehrere Silos mit geringerer Höhe für das Orts- und Landschaftsbild 
eine deutlich bessere Alternative wäre. 
Der Vorschlag für mehrere Silos fällt aufgrund der beengten Platzverhältnisse aus. Der Ge-
meinderat lies eine Fotomontage zur Beurteilung der Situation anfertigen. Aus Kostengründen 
wurde von der Aufstellung eines Schnurgerüstes abgesehen.    
 

Die Untere Immissionsschutzbehörde/Kompensationsmanagement des Landratsamtes Erding 
teilt mit, dass naturschutzfachlich Einverständnis besteht und eine eigenständige Kompensati-
onsbewertung nicht erforderlich ist, da durch die Änderung des bestehenden B-Planes kein 
wesentlicher zusätzlicher Eingriff entsteht. Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege weißt auf mögliche Sichtbeziehungen zum 
Baudenkmal „Kath. Pfarrkirche St. Petrus Lengdorf“ hin und bitten um grundsätzliche und 
angemessene Berücksichtigung in der Begründung und ggf. im Umweltbericht. Sowohl die 
vorgesehene dichte Staffelung der Baumassen als auch die geplante Firsthöhen von 12m 
könnten sich als problematisch erweisen, auch wenn die übrigen Festsetzungen einer land-
schafts- und ortsbildverträglichen Einbindung bereits entgegen kommen. Außerdem wird da-
rauf hingewiesen, wenn Bodendenkmäler gefunden werden, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen ist.  
Der Gemeinderat geht davon aus, dass eine Reduzierung der festgesetzten Firsthöhe von 12m 
kaum Auswirkungen hat, da die höchstgelegenen Parzellen bereits bebaut sind und der an das 
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Gewerbegebiet angrenzende südliche Ortsrand mit Wohnbebauung höher liegt. Im B-Plan 
wird bezügl. der Bodenfunde ein neuer, konkretisierter Absatz unter Hinweise Punkt 15. Bo-
denbefunde aufgenommen, dass archäologische Bodenfunde bzw. Bodendenkmäler der Mel-
depflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege bzw. die untere Denkmalschutzbe-
hörde unterliegen.  
 

Die Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH teilt mit, dass sich im Geltungsbereich Tele-
kommunikationsrichtlinien befinden, die durch die geplanten Baumaßnahmen möglicherweise 
berührt werden. Es wird darum gebeten, bei der Planung und Bauausführung darauf zu ach-
ten, dass diese Linien nicht verändert werden müssen bzw. beschädigt werden.  
Die Dt. Telekom wird zu gegebener Zeit an den Planungen beteiligt bzw. darüber informiert.  
 

Die Autobahndirektion Südbayern hat gegen die Änderung des B-Planes keine Einwände, teilt 
jedoch mit, dass für den hier gegenständlichen Abschnitt der Bundesautobahn A94 von Pas-
tetten bis Dorfen seit 09.12.2011 bestandskräftiges Baurecht vorliegt und derzeit das Verga-
beverfahren für das vorgesehene ÖPP-Modell läuft.  
 

Die E.ON Bayern AG, Kundencenter Altdorf teilt mit, dass sich im Geltungsbereich die 
Hochspannungsfreileitung „110 kV-Freileitung Neufinsing-Mettenheim“ befindet und die 
Baubeschränkungszone 20m beiderseits der Leitungsachse beträgt. Es werden weitere Aufla-
gen hinsichtlich Bau- und Bepflanzungsmaßnahmen,  Errichtung eines Zaunes mit elektrisch 
leitendem Material, Aufstellung von Krananlagen, Bebauung im Mastnahbereich erteilt. Au-
ßerdem wird darum gebeten, die Eigentümerbezeichnung in Bayernwerk AG abzuändern.   
Aufgrund der massiven Aufstellung an Vorschriften wird Punkt 9 der Hinweise zum B-Plan 
um den Text „Hochspannungsmast – Radius von 20m von Bebauung freizuhalten“ ergänzt, 
sowie unter Punkt 10 ein Passus aufgenommen, dass Bebauungen innerhalb der Bereiche der 
Hochspannungsleitungen und –masten nur in Absprache mit der Bayernwerk AG, sowie unter 
Beachtung der Merkblätter und Vorgaben zulässig ist. Außerdem wurde die Eigentümerbe-
zeichnung entsprechend abgeändert.  
 
Der Billigungsbeschluss für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Gewerbegebiet 
Isental“ der Gemeinde Lengdorf wurde in der Gemeinderatssitzung am 04.11.2014 gefasst. 
  
Während der öffentlichen Auslegung der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 „Gewerbe-
gebiet Isental“ gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB im Zeitraum 05.12.2014 bis 
09.01.2015 ist kein Bürgereinwand eingegangen.  
 
Das Landratsamt Erding – FB 41 Bauen und Planungsrecht hat darauf hingewiesen, dass in 
einem Regelverfahren nach den §§ 3 und 4 BauGB zwingend eine Umweltprüfung und ein 
Umweltbericht erforderlich sind. 
Auf Grund dessen wurde vom Planungsbüro die Umweltprüfung durchgeführt und ein Um-
weltbericht erstellt.  
Eine erneute öffentliche Auslegung der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 „Gewerbe-
gebiet Isental“ samt Umweltprüfung und Umweltbericht gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte im 
Zeitraum 30.01.2015 – 05.03.2015. Anregungen seitens der Bürgerinnen und Bürger sind 
nicht eingegangen. 
Nach Rücksprache mit dem Landratsamt Erding – FB 41 wurde bei der Behördenbeteiligung 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB nur die Untere Naturschutzbehörde des Landratsamtes Erding ange-
schrieben und im Zeitraum 30.01.2015 – 05.03.2015 um Stellungnahme gebeten. 
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde/Kompensationsmanagement des Landratsamtes Erding 
teilt mit Schreiben vom 09.12.2014 mit, dass naturschutzfachlich Einverständnis besteht und 
eine eigenständige Kompensationsbewertung nicht erforderlich ist, da durch die Änderung 
des bestehenden B-Planes kein wesentlicher zusätzlicher Eingriff entsteht. Der Gemeinderat 
nimmt dies zur Kenntnis. 
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Mit Schreiben vom 19.02.2015 teilt die Untere Immissionsschutzbehörde/ Kompensations-
management des Landratsamtes Erding mit, dass anhand des nun vorliegenden Umweltbe-
richtes anzumerken ist, dass das nach dem Leitfaden Bauen im Einklang mit Natur und Land-
schaft  angewandte sog. „vereinfachte Verfahren nach der Checkliste“ hier nicht zulässig ist, 
sondern hier das Regelverfahren anzuwenden wäre. Die könnte allerdings in Anlehnung an 
das „vereinfachte Verfahren“ erfolgen. 
Sollte die erstellte Fotomontage der Speichersilos zu einer erheblichen Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes führen, sollten im B-Plan notwendige Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen (Eingrünung des Objekts) festgesetzt werden. 
Nach Rücksprache mit der Unteren Immissionsschutzbehörde wird im Umweltbericht der 
Passus mit dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ wie folgt geändert: 
„Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist bei allen Änderungsbereichen innerhalb eines 
Bauleitplanverfahrens durchzuführen. Da bei dieser 3. Änderung des B-Plans nur Änderungen 
innerhalb der Parzellen vorgenommen werden, wurde auf die Anwendung der Eingriffsrege-
lung im Regelverfahren verzichtet. Dennoch stellen die auf Parzelle GE 2 geplanten, rund  
20 m hohen Pelletsilos eine „erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes“ dar. 
Es handelt sich um einen Eingriff nach §14 BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetz). Die erheb-
liche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes erfordert keine Bewertung des optischen Ein-
drucks als Verunstaltung, ausreichend ist das Vorhandensein eines landschaftsfremden Ele-
ments. Beeinträchtigung ist jede sichtbare und nachteilige, d.h. nicht landschaftsgerechte, 
Veränderung der Landschaft in Ihrer gegenwärtigen Gestalt. 
Gemäß §15 BNatSchG Abs.1 Satz 1 ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeid-
bare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Es wird davon ausgegangen, dass durch die Umset-
zung von wirksamen Eingrünungsmaßnahmen (Vermeidungsmaßnahmen) die erheblichen 
Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild durch die Silos vermieden werden können.“ 
Entsprechende Pflanzgebote mit Festlegung der Baumsorten, der Pflanzqualitäten sowie der 
Pflanzabstände werden im B-Plan sowie in die Planzeichnung aufgenommen. 
 

Das Landratsamt Erding – Regionalmanagement/Bauleitplanung  hält aufgrund der Höhe der 
Anlage und der zu erwartenden Fernwirkung die Bedenken der Stellungnahme vom 
18.09.2014 aufrecht.  
Die Gemeinderäte verweisen auf den Beschluss zur Stellungnahme der Unteren Naturschutz-
behörde vom 19.02.2015. Der Vorschlag für mehrere Silos fällt aufgrund der beengten Platz-
verhältnisse aus.  
 

Die Kreisbrandinspektion des Landkreises Erding weist darauf hin, dass die Bereithaltung und 
Unterhaltung notwendiger Löschwasserversorgungsanlage Aufgabe der Gemeinde ist und 
empfiehlt für die Ermittlung der notwendigen Löschwassermenge durch die öffentliche Trink- 
wasserversorgung das Arbeitsblatt W 405 der DVGW anzuwenden. Die Gemeinde hat Lösch-
wasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die jeweils vorhandene konkrete örtliche Situ-
ation verlangt. Außerdem sind Verkehrsflächen so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahr-
bahnbreite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und 
ungehindert befahren werden können und verweist auf die Tragfähigkeit für die Fahrzeuge. Es 
muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem Abstand 
von höchsten 50m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. Dies ist in der vor-
liegenden Planung augenscheinlich gegeben, jedoch im Rahmen der Einzelbauvorhaben zu 
prüfen. Bei der als Sackgasse vorgesehenen, über 50 m langen Erschließungsstraße ist ein 
sog. „Wendehammer“ von mind. 18m Durchmesser, der auch für Feuerwehrfahrzeuge be-
nutzbar ist, -wie geplant- erforderlich. Bei der Bebauung im Bereich von Hochspannungsfrei-
leitungen ist die Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums des Innern vom 06.02.1981 
in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Gegen die geplanten Änderungen bestehen an-
sonsten keine Einwände. Eine Detailprüfung der Fragen des abwehrenden Brandschutzes 
kann in diesem Planungsstadium nicht erfolgen.Bei im Baugenehmigungsverfahren auftreten-
den Fragen zum abwehrenden Brandschutz ist daher der Kreisbrandrat erneut zu beteiligen. 
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Gemäß Hydrantenplan der Gemeinde sind zwei Unter- sowie ein Oberflurhydrant innerhalb 
des Planungsgebietes vorhanden. Aufgrund der Ausweisung und der vorhandenen Bebauung 
ist die Brandausbreitungsgefahr als „klein“ einzustufen. Es ist von einem Löschwasserbedarf 
von 48 m³/h für 2 Stunden auszugehen. Nach Rücksprache mit der Feuerwehr ist diese Ver-
sorgung ausreichend gegeben. Die auf den Parzellen vorgesehene bzw. bereits bestehende 
Bebauung ist ganz oder in Teilen durchwegs in einem Abstand von höchstens 50 m von den 
öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar. Der eingeplante Wendeplatz ist bereits vorhanden. 
Bei der als „Sackgasse“ bezeichneten „Erschließungsstraße“ handelt es sich lediglich um ei-
nen Fußweg, für den kein sog. „Wendehammer“ erforderlich ist. Bei der Bebauung im Be-
reich der Hochspannungsfreileitung wird die Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums 
beachtet. 
 
 
 
Ergebnisabwägung 
 
 
Ergebnisse der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die schon im Verfahrensablauf genannten Einwände bzw. Hinweise der Träger öffentlicher 
Belange und Behörden sowie aus der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden in die Planung einbe-
zogen.  
 
 
Umweltbelange 
Gem. § 2a BauGB wurde im Rahmen des Verfahrens der Bauleitplanung eine Umweltprüfung 
durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in einem Umweltbericht zusammengefasst. 
Der Gemeinde Lengdorf sind zum gegenwärtigen Verfahrensstand keine Auswirkungen be-
kannt, die zu einer erheblichen Schädigung der Umwelt führen können. 
 

Im Hinblick auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild ergeben sich Eingriffe mittlerer Er-
heblichkeit durch die Höhe der geplanten Pellet-Silos an höchster Stelle des Gewerbegebietes, 
wodurch von einer beträchtlichen Fernwirkung auszugehen ist. Die Gemeinde hat daher die 
vom Bauwerber ursprüngliche Wandhöhe von 31,5m auf max. 20m drastisch reduziert. Eine 
weitere Reduzierung scheidet aus, da zur Erzielung einer wirtschaftlichen Lagerkapazität die 
Platzverhältnisse (Flächen) dann nicht mehr ausreichen. Zur Beurteilung der Situation hat die 
Gemeinde eine Fotomontage mit Darstellung der Silos und der umliegenden Gebäude in Auf-
trag gegeben und die reduzierte Höhe so für in Ordnung eingestuft. 
 

Das Schutzgut Kultur- und Sachgüter wird durch die Störung möglicher Sichtbeziehungen 
zum Baudenkmal kath. Pfarrkirche St. Petrus hin belastet. Diese könnte sowohl durch die 
Lage der Gebäude als auch die geplante Firsthöhe von 12m gestört werden. Die Gemeinde 
vertritt die Auffassung, dass sich eine Reduzierung der festgesetzten Firsthöhe von 12m kaum 
auswirken würden, da die höchstgelegenen Parzellen bereits bebaut sind (Ausnahme Silos). 
Da der nördlich an das Planungsgebiet angrenzende südliche Ortsrand von Lengdorf mit 
Wohnbebauung deutlich höher liegt, sollte eine Bebauung mit 12m Firsthöhe optisch verträg-
lich sein. Zusätzlich entspannt sich die Situation dadurch, dass für die Parzelle GE5 bereits 
ein Bauplan mit einer Firsthöhe von 10,5m (also deutlich unter den max. 12m) eingereicht 
wurde. Bezüglich der bodendenkmalpflegerischen Belange wurden konkretisierte Hinweise in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch könnten sich durch Immissionskonflikte 
im Bereich der geplanten Silos (GE 2) ergeben. Insbesondere bei Anlieferung und Entladung 
kann es zu Staub- und Feinstaubbelastungen für das Umfeld kommen. Die Gemeinde setzt  
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daher im B-Plan fest, dass mit dem Bauantrag für die Speichersilos ein Gutachten vorzulegen 
ist, welches nachweist, dass die Grenzwerte für die Staub-  und Feinstaubimmissionen gem. 
den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden. 
 
Alternative Planungsmöglichkeiten 
Da es sich lediglich um eine Bebauungsplanänderung handelt sind alternative Planungsmög-
lichkeiten kaum gegeben.  
Aufgrund der Höhenentwicklung der geplanten Pellet-Silos auf der Parzelle GE 2 wurde un-
tersucht, ob eine größere Anzahl an Silos mit reduzierter Wandhöhe zur Ausführung kommen 
könnte. Dies scheitert allerdings schon an den Platzverhältnissen. Alternative Standorte kom-
men daher nicht in Betracht. 
 
Der Satzungsbeschluss der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 15 „Gewerbegebiet Isental“ 
wurde vom Gemeinderat Lengdorf am 12.03.2015 gefasst und wird mit ortsüblicher Be-
kanntmachung rechtskräftig. 
 
 
 
 
Lengdorf, den 05.05.2015 
 
 
 
 
 
Alois Jaworeck 
Zweiter Bürgermeister 
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Umweltbericht 
 
 
 

Vorbemerkung 
 
Die Gemeinde Lengdorf plant die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr.15 – 
Gewerbegebiet Isental. Diese Änderung  betrifft drei Parzellen innerhalb des 
Geltungsbereiches (GE2, GE4 und GE5). Im Wesentlichen sollen die Baufenster 
geteilt, abgeändert bzw. ergänzt werden, jedoch ohne die bereits festgesetzten 
überbaubaren Grundflächen zu erhöhen. Eine zusätzliche Verdichtung ist daher 
nicht vorgesehen. 

Das Baugesetzbuch bestimmt in den §§ 3 und 4, dass im Zuge der Aufstellung bzw. 
Änderung eines Bauleitplanes eine Umweltprüfung durchgeführt werden muss, in 
der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt 
werden. Das Ergebnis dieser Prüfung wird in einem Umweltbericht beschrieben und 
bewertet. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung im Zuge des  
Bauleitplanverfahrens zu berücksichtigen. 

Die Umweltprüfung ist nach den Vorgaben der EU-Richtlinie eine sog. strategische 
Umweltprüfung, d. h. eine den Planungsprozess begleitende Planung.  

Die notwendigen Inhalte des Umweltberichtes werden durch das Baugesetzbuch 
(Anlage 1) vorgegeben. Der Umweltbericht übernimmt demnach nicht die Aufgaben 
eines Landschafts- oder Grünordnungsplanes nach Bay. Naturschutzgesetz, in dem 
eigene ökologisch und gestalterisch begründete Planungsaussagen enthalten sind.  
 
 
1. Einleitung 

 
1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 
 

Ziel der Änderungsplanung ist die Anpassung von drei Gewerbeparzellen an 
die aktuellen Anforderungen wie folgt: 

 
GE 2: Anordnung eines zusätzlichen separaten Baufensters zur Errichtung 
von Speichersilos zur Lagerung von Holzpellets unter Beibehaltung der 
zulässigen überbaubaren Grundfläche. 
GE 4: Aufteilung dieser Parzelle in zwei kleinere Bauparzellen mit Anpassung 
der Baugrenzen (Baufenster) sowie der zulässigen überbaubaren 
Grundfläche. 
GE 5: Erweiterung des Baufensters um 5 m in Richtung Süden in Anlehnung 
an die ursprüngliche Planfassung. 
 

 
1.2 Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten  
 umweltrelevanten Ziele 
 
  Es sind die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen wie Baugesetzbuch,  
 Immissionsschutzgesetze  sowie Naturschutzgesetze etc.. zu beachten. 
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Auf die Anwendung der sog. „Eingriffsregelung“ gemäß §1a Abs.3 BauGB 
wird verzichtet, da durch die Änderungen keine zusätzliche Flächen bebaut 
bzw. verdichtet werden. Bezüglich erforderlicher Minimierungsmaßnahmen 
siehe Punkt 2.3. 

 
 
2. Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen  
 einschließlich der Prognose bei Durchführung/Nichtdurchführung 

der Planung 
 
2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen 

 
Geologie 

 Die Gemeinde Lengdorf liegt innerhalb der Hügellandschaft des oberen 
 Isentals, ca. 30 km östlich von München. Die Landschaft ist durch sanft 
 geschwungene Hügelketten und asymmetrisch ausgebildete Täler 
 charakterisiert.  
  
 Boden 
 Durch die geplanten Änderungen sind keine zusätzlichen
 Bodenversiegelungen zu erwarten.  
 
 Klima 
 Das Klima innerhalb des Planungsbereiches ist feucht gemäßigt. 
 Von den geplanten Änderungen sind keine erheblichen Auswirkungen auf die 
 klimatischen Verhältnisse zu erwarten. 
 
 Wasser 
 Oberflächengewässer sind von den Änderungsbereichen nicht betroffen. 
 Die Aufnahmefähigkeit des Bodens bleibt weitestgehend erhalten bzw. wird 
 durch  entspr. Maßnahmen (wasserdurchlässige Beläge für Wege, Stellplätze 
 etc...) gefördert.  
 Der Bereich liegt nicht in einem Überschwemmungsgebiet. 
 
 Tiere und Pflanzen 

Bei allen betroffenen Gebieten handelt es sich um intensiv landwirtschaftlich 
genutzte Flächen (Maisacker) ohne Tier-, Baum- oder Strauchbestand. 
Wertvolle und unbedingt zu erhaltende Gehölze sind nicht betroffen.  

 
 Orts- und Landschaftsbild 

Die technische Bauaufsicht / Bauleitplanung macht deutlich, dass die 
geplanten Silos auf der Parz. GE 2 die sonst zulässigen Gebäude erheblich 
überragen. Da sich die Silos auch noch an höchster Stelle des 
Gewerbegebietes befinden wird von diesen eine beträchtliche Fernwirkung 
ausgehen. Die Gemeinde hat daher die vom Bauwerber ursprünglich 
vorgesehene Wandhöhe von 31,5 m auf max. 20 m drastisch reduziert. Eine 
weitere Reduzierung scheidet aus da zur Erzielung einer wirtschaftlichen 
Lagerkapazität die Platzverhältnisse (Flächen) dann nicht mehr ausreichen. 
Zur Beurteilung der Situation hat die Gemeinde eine Fotomontage mit 
Darstellung der Silos und der umliegenden bestehenden Gebäude in Auftrag 
gegeben. 
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 Kultur- und Sachgüter 

Das bay. Landesamt für Denkmalpflege weist auf mögliche Sichtbeziehungen 
zum Baudenkmal kath. Pfarrkirche St. Petrus hin. Diese könnten sowohl 
durch die „dichte Staffelung der Baumassen“ als auch die „geplante Firsthöhe 
von 12 m“ gestört werden. 
Da die geplante Teilung der Parzelle GE 4 in Nord-Süd-Richtung erfolgt, ist 
von einer zusätzlichen Beeinträchtigung nicht auszugehen. Eine Reduzierung 
der festgesetzten Firsthöhe von 12 m würde sich kaum auswirken, da die 
höchstgelegenen Parzellen bereits bebaut sind (Ausnahme Silos siehe 
vorgenannten Punkt „Landschaft“). Da der nördlich an das Plangebiet 
angrenzende südliche Ortsrand von Lengdorf mit Wohnbebauung deutlich 
höher liegt sollte eine Bebauung mit 12 m Firsthöhe optisch verträglich sein. 
Zusätzlich entspannt sich die Situation dadurch, dass für die Parz. GE 5 
bereits ein Bauplan mit einer Firsthöhe von 10,5 m (also deutlich unter den 
max. 12 m) eingereicht wurde.  
Bezüglich der bodendenkmalpflegerischen Belange werden konkretisierte 
Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
 Mensch 
 Negative Auswirkungen auf die Erholungsnutzung sind nicht zu befürchten. 

Mit Immissionskonflikten ist im Bereich der geplanten Silos (GE 2) zu 
rechnen. Insbesondere bei Anlieferung und Entladung kann es zu Staub- und 
Feinstaubbelastungen für das Umfeld kommen. Die Gemeinde setzt daher im 
B-Plan fest dass mit dem Bauantrag für die Speichersilos ein Gutachten 
vorzulegen ist, welches nachweist, dass die Grenzwerte für die Staub- und 
Feinstaubimmissionen gemäß den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten 
werden. 

 
 Schutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile 
 Im Planbereich nicht vorhanden 
 
 
2.2 Prognose bei Durchführung/Nichtdurchführung der Planung 
 

Die Änderungen erfolgen unter Beibehaltung der bereits festgesetzten 
überbaubaren Grundflächen. Zusätzliche Verdichtungen sind daher nicht zu 
erwarten. Der Störung des Landschaftsbildes wirkt die Gemeinde mit den 
vorgenannten Maßnahmen entgegen. Eine Ablehnung wäre daher schwer zu 
begründen. 

 
  
2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
 
2.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung 

- Baumpflanzungen entlang der Erschließungsstraßen 
- Gliederung des Gewerbegebietes durch Grünstreifen 
- Eingrünung des Gewerbegebietes 
- Naturnahe Gestaltung privater Grünflächen 
- Verwendung wasserdurchlässiger Beläge bei Zufahrten 
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2.3.2 Maßnahmen zum Ausgleich 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist bei allen Änderungsbereichen 
innerhalb eines Bauleitplanverfahrens durchzuführen.  
Da bei dieser 3. Änderung des B-Plans nur Änderungen innerhalb der 
Parzellen vorgenommen werden, wurde auf die Anwendung der 
Eingriffsregelung im Regelverfahren verzichtet.  
Dennoch stellen die auf Parzelle GE II geplanten, rund 20 m hohen 
Pelletsilos, eine „erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes“ dar!  
Es handelt sich um einen Eingriff nach §14 BNatSchG (Bundesnaturschutz-
gesetz). Die erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes erfordert 
keine Bewertung des optischen Eindrucks als Verunstaltung, ausreichend ist 
das Vorhandensein eines landschaftsfremden Elements. Beeinträchtigung ist 
jede sichtbare und nachteilige, d.h. nicht landschaftsgerechte, Veränderung 
der Landschaft in Ihrer gegenwärtigen Gestalt. 
Gemäß §15 BNatSchG Abs.1 Satz 1 ist der Verursacher eines Eingriffs 
verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Es wird davon 
ausgegangen, dass durch die Umsetzung von wirksamen 
Eingrünungsmaßnahmen (Vermeidungsmaßnahmen) die erheblichen 
Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild durch die Silos vermieden werden 
können. 

 
 
2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Da es sich lediglich um eine B-Plan-Änderung handelt sind alternative 
Planungsmöglichkeiten kaum gegeben. Aufgrund der Höhenentwicklung der 
geplanten Pellet-Silos auf der Parzelle GE 2 wurde untersucht, ob eine 
größere Anzahl an Silos mit reduzierter Wandhöhe zur Ausführung kommen 
könnte. Dies scheitert allerdings schon an den Platzverhältnissen. 
 
 

 
3. Zusätzliche Angaben 
 
3.1 Technische Verfahren / Hinweise auf Schwierigkeiten 

Als Grundlage für die Darstellungen wurden verwendet: 
 
- Rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Lengdorf 
- Landesentwicklungsprogramm (LEP) Bayern 
- Bayernviewer-Denkmal des BayLfD 

 
Die für den Umweltbericht relevanten Daten konnten aus den vorhandenen 
Unterlagen entnommen werden. 
 
Zur Entscheidungsfindung bezüglich der Höhenverhältnisse der geplanten 
Silos auf Parz. GE 2 zur übrigen Bebauung wurde von der Gemeinde eine 
Fotomontage mit Darstellung der Silos (max. Höhe) und der bereits 
bestehenden umliegenden Bebauung in Auftrag gegeben. 
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3.2 Maßnahmen zur Überwachung 

Für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen bezüglich Staub- und 
Feinstaubimmissionen sowie der Meldung archäologischer Bodenfunde 
wurden entsprechende Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Entsprechende Gutachten bzw. Meldungen sind mit Einreichung eines 
Eingabeplans bzw. bei Baubeginn vorzulegen. 

 Auf eine sinnvolle Rückführung des Niederschlagswassers in den natürlichen 
 Kreislauf  innerhalb der Erschließung ist zu achten. 
 
 
3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Durch die 3.Änderung des B-Plans Gewerbegebiet Isental soll die 
Bebaubarkeit den aktuellen Bedürfnissen der Bauwerber angepasst und auf 
den neuesten Stand gebracht werden. Da die Veräußerung der Parzelle GE 4  
bei der derzeitigen Größe nicht möglich ist soll diese in zwei kleinerer 
Parzellen aufgeteilt werden. 
 
Im vorliegenden Umweltbericht werden die Auswirkungen der 3.Änderung auf 
die wesentlichen Schutzgüter dargestellt. 
Keine erheblich negativen Auswirkungen ergeben sich auf die Schutzgüter 
Geologie, Boden, Klima, Wasser, Tiere und Pflanzen sowie geschützte 
Landschaftsbestandteile. 
 
Im Hinblick auf das Schutzgut Orts- und Landschaftsbild ergeben sich 
Eingriffe mittlerer Erheblichkeit durch die Höhe der geplanten Pellet-Silos an 
höchster Stelle des Gewerbegebietes, wodurch von einer beträchtliche 
Fernwirkung auszugehen ist. Die Gemeinde hat daher die vom Bauwerber 
ursprünglich vorgesehene Wandhöhe von 31,5 m auf max. 20 m drastisch 
reduziert. Eine weitere Reduzierung scheidet aus da zur Erzielung einer 
wirtschaftlichen Lagerkapazität die Platzverhältnisse (Flächen) dann nicht 
mehr ausreichen. Zur Beurteilung der Situation hat die Gemeinde eine 
Fotomontage mit Darstellung der Silos und der umliegenden bestehenden 
Gebäude in Auftrag gegeben und die reduzierte Höhe so für in Ordnung 
eingestuft. 

 
Das Schutzgut Kultur- und Sachgüter wird durch die Störung möglicher 
Sichtbeziehungen zum Baudenkmal kath. Pfarrkirche St. Petrus hin belastet. 
Diese könnten sowohl durch die Lage der Gebäude als auch die geplante 
Firsthöhe von 12 m  gestört werden. 
Die Gemeinde vertritt die Auffassung dass sich eine Reduzierung der 
festgesetzten Firsthöhe von 12 m kaum auswirken würde, da die 
höchstgelegenen Parzellen bereits bebaut sind (Ausnahme Silos). Da der 
nördlich an das Plangebiet angrenzende südliche Ortsrand von Lengdorf mit 
Wohnbebauung deutlich höher liegt sollte eine Bebauung mit 12 m Firsthöhe 
optisch verträglich sein. Zusätzlich entspannt sich die Situation dadurch, dass 
für die Parz. GE 5 bereits ein Bauplan mit einer Firsthöhe von 10,5 m (also 
deutlich unter den max. 12 m) eingereicht wurde. 
Bezüglich der bodendenkmalpflegerischen Belange werden konkretisierte 
Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch könnten sich durch 
Immissionskonflikte im Bereich der geplanten Silos (GE 2) ergeben. 
Insbesondere bei Anlieferung und Entladung kann es zu Staub- und 
Feinstaubbelastungen für das Umfeld kommen. Die Gemeinde setzt daher im 
B-Plan fest dass mit dem Bauantrag für die Speichersilos ein Gutachten 
vorzulegen ist, welches nachweist, dass die Grenzwerte für die Staub- und 
Feinstaubimmissionen gemäß den gesetzlichen Bestimmungen eingehalten 
werden. 

 
 
Lengdorf, den  15.01.2015 
 
 
    Gerlinde Sigl 
1. Bürgermeisterin  


